
Mit Ablauf der Überstellungsfrist des Art. 20 Abs. 2 Dublin II-VO wird ein aufgrund der §§ 27a, 34a AsylVfG 
erlassener Bescheid des Bundesamtes gemäß § 43 Abs. 2 VwVfG gegenstandslos.
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T e n o r

I. Der Antrag auf Zulassung der Berufung wird abgelehnt.

II. Die Beklagte hat die Kosten des Zulassungsverfahrens zu tragen. Gerichtskosten werden nicht erhoben.

G r ü n d e

1. Der Antrag der Beklagten auf Zulassung der Berufung hat keinen Erfolg, ohne dass es auf die nach § 78 

Abs. 3 AsylVfG geltend gemachten Zulassungsgründe ankommt.

1.1 Der Antrag ist unzulässig. Die Beklagte ist  durch die mit dem angefochtenen Urteil des Verwaltungs -

gerichts  erfolgte  Aufhebung  des  Bundesamtsbescheids  vom  5.  März  2014  bereits  im  Zeitpunkt  der 

Antragstellung (vgl. dazu Happ in Eyermann, VwGO, 14. Aufl. 2014, vor § 124 Rn. 18) nicht beschwert. Sie  

könnte ihre Rechtsstellung selbst durch eine Änderung dieses Urteils in einem Berufungsverfahren nicht mehr 

verbessern; denn der Bundesamtsbescheid, mit dem der Asylantrag der Klägerin wegen Zuständigkeit eines 

anderen Mitgliedstaates für unzulässig erklärt und die Abschiebung nach Italien angeordnet worden war, ist  

wegen Ablaufs der Überstellungsfrist  (Art.  20 Abs.  2  Satz  1 Dublin II-VO) gemäß § 43 Abs.  2  VwVfG  

gegenstandslos geworden.

Die Wirksamkeit dieser Regelung hing nach ihrem Inhalt davon ab, dass die Überstellung der Klägerin nach  

Italien innerhalb der Frist des Art. 20 Abs. 2 Dublin-II VO durchgeführt wird. Das folgt daraus, dass einerseits  

bei fruchtlosem Ablauf der Überstellungsfrist  die Zuständigkeit  ohne weitere Entscheidung gemäß Art.  20 

Abs. 2 Satz 1 Dublin II-VO auf den Mitgliedstaat – hier die Beklagte – übergeht,  in dem der Asylantrag  

eingereicht  wurde.  Andererseits  wird  der  Bezug  auf  diese  zeitliche  Beschränkung  der  Ablehnung  des 

Asylantrags als unzulässig dadurch hergestellt, dass gemäß Art. 20 Abs. 1 Buchst. e) Satz 3 Dublin II-VO die 

Frist für die Durchführung der Überstellung in der Entscheidung anzugeben ist. Der angefochtene Bescheid  

verweist deshalb in den Gründen auf die Regelung des Art. 20 Abs. 2 Dublin II-VO. Mit der Unwirksamkeit  

der  Ablehnung  des  Asylantrags  als  unzulässig  wird  auch  die  in  Abhängigkeit  dazu  erlassene 

Abschiebungsanordnung gegenstandslos.
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Damit  endete  im  vorliegenden  Fall  das  dem  materiellen  Asylverfahren  vorgeschaltete  Verfahren  zur 

Bestimmung des  zuständigen Mitgliedstaates  mit  Ablauf  der  Überstellungsfrist  und die  beklagte  Bundes-

republik  Deutschland  ist  zur  Prüfung  des  Asylbegehrens  in  der  Sache  zuständig  geworden.  Seit  diesem 

Zeitpunkt konnte der Bescheid des Bundesamts vom 5. März 2014 keine Wirkung mehr entfalten. Dessen 

Aufhebung durch das  Verwaltungsgericht  beschwert  die  Beklagte  daher  nicht,  so dass  es  auf  die  geltend  

gemachten Zulassungsgründe nicht ankommt. Anhaltspunkte für eine Verlängerung der Überstellungsfrist vor 

deren Ablauf nach Art. 20 Abs. 2 Satz 2 Dublin II-VO sind weder vorgetragen noch ersichtlich.

Im Übrigen ergibt sich wegen § 158 Abs. 1 VwGO, wonach eine isolierte Anfechtung der Kostenentscheidung 

unzulässig ist, allein aus der Kostenentscheidung des angefochtenen Urteils keine Beschwer, die den Antrag 

auf Zulassung der Berufung rechtfertigen würde (vgl. Olbertz in Schoch/Schneider/Bier, VwGO, Stand März 

2014, § 158 Rn. 5).

1.2  Die  von  der  Beklagten  in  Äußerung  auf  das  gerichtliche  Anhörungsschreiben  vom  10.  März  2015 

vorgebrachten Gründe veranlassen keine andere Entscheidung.

1.2.1 Die Beklagte meint, eine Ablehnungsentscheidung unter Verweis auf § 27a AsylVfG sei nicht lediglich  

eine Regelung, die ein vorgelagertes, vom Asylverfahren abschichtbares Prüfverfahren abschließe, das dabei  

ausschließlich  die  Feststellung  des  nach  der  Dublin-Verordnung  verfahrenszuständigen  Mitgliedstaates  

beträfe.  Das  erhelle  insbesondere  die  Konstellation  einer  vor  Asylantragstellung  im Bundesgebiet  bereits 

erfolgten Zuerkennung internationalen  Schutzes  in  einem Mitgliedstaat.  In  einem solchen Fall  sei  es  der 

Beklagten verwehrt, ein Asylverfahren durchzuführen. Mithin müsse bereits die erste Ablehnungsentscheidung 

diese Versagung eines Prüfverfahrens hinsichtlich einer Zuerkennung internationalen Schutzes umfassen.

Es  kann  dahinstehen,  ob  §  27a  AsylVfG  auch  dann  anwendbar  ist,  wenn  in  Deutschland  ein  weiterer  

Asylantrag  gestellt  wird,  nachdem ein  Mitgliedstaat  zugunsten  des  Asylbewerbers  internationalen  Schutz 

zuerkannt hat (verneinend etwa Marx, AsylVfG, 8. Aufl. 2014, § 27a Rn. 11). Der verfahrensgegenständliche  

Bescheid regelt einen solchen Fall nicht. Nach seinem eindeutigen Inhalt wurde der Asylantrag ausschließlich  

deshalb als unzulässig abgelehnt, weil „Italien auf Grund des dort bereits gestellten Asylantrags i.V.m. Art. 20  

Abs. 1c und 1b Dublin II VO für die Behandlung des Asylantrages zuständig ist“. Für den von der Beklagten 

nunmehr  angeführten  hypothetischen  Fall  der  Zuerkennung  von  Flüchtlingsschutz  durch  den  ersuchten 

Mitgliedstaat sieht die Dublin II-Verordnung aber eine Wiederaufnahme auf der Grundlage des Art. 20 Dublin  

II-VO nicht vor. Diese Verpflichtung hat der ersuchte Mitgliedstaat gemäß Art. 16 Abs. 1 Buchst. c) bis e)  

Dublin  II-VO nur  dann,  wenn  der  Asylbewerber  sich  während der  Prüfung seines  Antrags  unerlaubt  im 

Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats aufhält, er seinen Antrag während der Prüfung zurückgezogen hat 

und in einem anderen Mitgliedstaat einen Antrag gestellt hat oder er sich unerlaubt in einem Mitgliedstaat  

aufhält, nachdem der zuständige Mitgliedstaat seinen Antrag abgelehnt hat.
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1.2.2 Ohne Erfolg bleibt der Einwand der Beklagten, sie sei deshalb durch das angegriffene Urteil beschwert,  

weil ihr bei Rechtskraft der verwaltungsgerichtlichen Entscheidung die Pflicht zur nochmaligen Durchführung 

eines Prüfungsverfahrens obläge, wobei ihr der Einwand abgeschnitten wäre, dass darüber bereits entschieden 

sei.

Die Beklagte berücksichtigt insoweit nicht hinreichend, dass in Rechtskraft nur die Entscheidung des Gerichts  

über  den  Streitgegenstand  erwächst,  der  wiederum durch  den  Klageanspruch  und  den  diesem zugrunde  

liegenden Sachverhalt bestimmt wird (vgl. Rennert in Eyermann, VwGO, 14. Aufl. 2014, § 121 Rn. 19 und 

23). Der von der Beklagten nunmehr in Betracht gezogene – in keiner Weise belegte – Sachverhalt, dass die 

Klägerin  bereits  in  Italien  Flüchtlingsschutz  erhalten  hat,  war  nicht  Gegenstand  des  erstinstanzlichen 

Verfahrens. Dementsprechend hat das Verwaltungsgericht den Bescheid der Beklagten allein mit der Begrün-

dung aufgehoben, dass die Voraussetzungen des § 27a AsylVfG nicht (mehr) vorliegen, weil Deutschland 

wegen des unstreitigen Ablaufs der Überstellungsfrist (Art. 20 Abs. Satz 1 Dublin II-VO) zuständig geworden 

ist, über den Asylantrag der Klägerin zu entscheiden.

1.2.3 Die Beklagte wendet des Weiteren ein, im Rahmen der statthaften Klageart gegen so genannte Dublin-

Bescheide werde von den Gerichten vielfach auf eine vergleichbare Konstellation bei der Überprüfung von 

Einstellungsentscheidungen  nach  §§  32,  33  AsylVfG  verwiesen;  in  diesen  Fällen  sei  noch  niemals  die 

materielle Beschwer des Bundesamtes in Frage gestellt  worden, die dort letztlich in der Fortführung bzw. 

Durchführung des Prüfungsverfahrens liege.

Das greift schon deshalb nicht durch, weil das weitere Vorgehen der Beklagten nicht durch das angegriffene  

Urteil des Verwaltungsgerichts bestimmt wird, sondern allein dadurch, dass sich der angefochtene Bescheid,  

wie ausgeführt, erledigt hat.

2. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO, § 83b AsylVfG. Der Gegenstandswert bemisst 

sich nach § 30 RVG.

3. Mit der Ablehnung des Antrags wird das Urteil des Verwaltungsgerichts Würzburg vom 14. Januar 2015 

rechtskräftig (§ 78 Abs. 5 Satz 2 AsylVfG).
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